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Interessenkonflikte im neuen 

Versicherungsvermittlerrecht 
Seit dem 1. Januar 2024 gelten mit der Revision des Versicherungsaufsichtsge-

setzes (VAG) neue Bestimmungen für die Vermittlung von Versicherungsverträ-

gen. Das revidierte Versicherungsvermittlerrecht enthält neu auch spezielle Vor-

schriften zum Umgang mit Interessenkonflikten. Der vorliegenden Beitrag stellt 

die aktuelle Rechtslage mit Fokus auf die neuen Interessenkonfliktregeln dar. 

I. Versicherungsvermittlung 

Versicherungsverträge werden zwischen Versi-

cherungsunternehmen («VU») und Versiche-

rungsnehmerinnen oder -nehmern («VN») ab-

geschlossen. Die Zusammenführung von anbie-

tenden VU und nachfragenden VN erfolgt regel-

mässig unter Beizug von Versicherungsvermitt-

lern. 

Nach der Legaldefinition sind Versicherungsver-

mittlerinnen und -vermittler («VV»), unabhän-

gig von ihrer Bezeichnung, Personen, die im In-

teresse von VU oder anderen Personen Versi-

cherungsverträge anbieten oder abschliessen 

(Art. 40 Abs. 1 VAG). Darunter fallen insb. auch 

Personen, die in einer aktiven Rolle: a) VN im 

Hinblick auf den Abschluss eines Versicherungs-

vertrages beraten oder b) ihnen Versicherungs-

verträge vorschlagen (Art. 182a Abs. 1 AVO). 

Das Anbieten und Abschliessen von Versiche-

rungsverträgen kann nicht nur im direkten phy-

sischen Kundenkontakt erfolgen, sondern auch 

online über eine Website oder ein anderes elekt-

ronisches Medium; entscheidend ist dabei, dass 

die vermittelnde Person am Anbieten und Ver-

mitteln ein wirtschaftliches Interesse hat 

(Art. 182a Abs. 2 AVO). Reine Berichterstattung 

oder Informationen zu Versicherungsangeboten 

stellen keine aufsichtsrechtlich relevante Ver-

mittlungstätigkeit dar (Art. 182a Abs. 3 AVO). 

Betreiben VV mit Sitz oder Wohnsitz in der 

Schweiz Versicherungsvermittlungstätigkeit im 

Ausland, so sind sie der Aufsicht in der Schweiz 

nicht unterworfen (Art. 182 AVO). 

II. Versicherungsvermittler 

1. Aufsicht und Kategorisierung 

Zum Schutz der Versicherten unterstehen ne-

ben den VU auch VV der Aufsicht des Bundes, 

ausgeübt durch die Eidgenössische Finanz-

marktaufsicht FINMA (Art. 1 i.V.m. Art. 2 Abs. 1 

lit. c VAG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 lit. g FINMAG). 

Das VAG teilt VV in die folgenden zwei Katego-

rien ein (Typenzwang): 

In der privatrechtlichen Terminologie werden 

ungebundene VV häufig auch als «Versiche-

rungsmakler oder -broker», gebundene VV da-

gegen als «Versicherungsagenten» bezeichnet. 

Ungebundene und gebundene VV haben gegen-

über VU und VN unterschiedliche Rechtspositio-

nen. Wie im Folgenden näher ausgeführt wird, 

werden sie daher zivil- und aufsichtsrechtlich 

unterschiedlich behandelt. 

2. Ungebundene VV 

a) Stellung 

Ungebundene VV stehen in einem Treueverhält-

nis zu den VN und handeln in deren Interesse 

(Art. 40 Abs. 2 VAG). Sie amten als Interessen-

wahrer der VN und übernehmen die Aufgabe, 

bei verschiedenen VU die besten Versicherungs-

produkte/-verträge für sie zu finden. 

b) Registrierungspflicht 

Ungebundene VV dürfen in der Schweiz nur tä-

tig werden, wenn sie im amtlich geführten Ver-

mittlerregister eingetragen sind (Art. 41 Abs. 1 

VAG). 
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Eine Eintragung in diesem öffentlichen Register 

setzt den Nachweis voraus, dass sie: a) ihren 

Sitz, ihren Wohnsitz oder eine Niederlassung in 

der Schweiz haben; b) einen guten Ruf genies-

sen und Gewähr für die Erfüllung der Pflichten 

nach dem VAG bieten (Gewährserfordernis); c) 

über die für ihre Tätigkeit notwendigen Fähig-

keiten und Kenntnisse verfügen oder, falls sie 

Arbeitgeber sind, dass genügend Angestellte 

diese Anforderung erfüllen; sowie d) eine Be-

rufshaftpflichtversicherung abgeschlossen ha-

ben oder dass gleichwertige finanzielle Sicher-

heiten bestehen (Art. 41 Abs. 2 VAG). Nicht ins 

Register eingetragen werden Personen mit 

nachgewiesenen straf- oder aufsichtsrechtli-

chen Verstössen (Art. 41 Abs. 3 VAG). 

VU ist es untersagt, mit VV zusammenarbeiten, 

die nicht über die nach dem VAG notwendige 

Registrierung verfügen (Art. 44 Abs. 2 VAG). 

Die Anforderungen an ungebundene VV muss 

auch erfüllen, wer gegenüber den VN den An-

schein erweckt, sie oder er erbringe die Leistun-

gen als ungebundene VV (Art. 182b AVO). 

c) Sanktionierung bei Verstössen 

VV, die als ungebundene VV Versicherungsver-

träge ohne notwendige Registrierung im Ver-

mittlerregister vertreiben, können bei vorsätzli-

chem Verhalten mit Freiheitsstrafe bis zu drei 

Jahren oder Geldstrafe, bei fahrlässigem Ver-

halten mit Busse bis zu CHF 250‘000 bestraft 

werden (Art. 87 Abs. 1 lit. b VAG). 

3. Gebundene VV 

a) Stellung 

Alle übrigen VV gelten aufsichtsrechtlich als ge-

bundene VV (Art. 40 Abs. 3 VAG). «Gebunden» 

bedeutet, dass sie zu den VU in einem Treue-

verhältnis stehen und daher deren Interessen 

wahrnehmen (vgl. Botschaft zur Änderung des 

Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) vom 

21.10.2020, BBl. 8967 ff., 9007). Sie agieren 

für die VU üblicherweise auf der Basis eines 

Agenturvertrages und unterstützen die VU beim 

Vertrieb ihrer Versicherungsprodukte an VN. Ar-

beitnehmende der VU gehören demgegenüber 

zum VU und sind keine separaten Aufsichtssub-

jekte. 

b) Aufsichtsrechtliches Konzept 

Im Unterschied zu ungebundenen VV werden 

gebundene VV grundsätzlich nicht in das öffent-

liche Vermittlerregister der FINMA eingetragen. 

Die FINMA kann jedoch ausnahmsweise gebun-

dene VV ins Register aufnehmen, wenn diese 

nachweisen, dass sie eine Tätigkeit im Ausland 

aufnehmen wollen, für die vom jeweiligen aus-

ländischen Staat ein Registereintrag in der 

Schweiz verlangt wird (Art. 42 Abs. 4 VAG). 

Gebundene VV unterstehen zwar den aufsichts-

rechtlichen Verhaltenspflichten des VAG, deren 

Einhaltung die FINMA kontrolliert und durch-

setzt. Mangels einer Registrierungspflicht wer-

den sie jedoch nicht direkt beaufsichtigt, son-

dern bloss indirekt via die behördliche Aufsicht 

über die VU, denen sie zugeordnet sind (vgl. 

FINMA-Aufsichtsmitteilung 04/2023, S. 10). 

Nach Art. 34 VVG haften die VU gegenüber dem 

VN zivilrechtlich für das Verhalten ihrer VV. 

Diese Haftung kann zuungunsten der VN nicht 

wegbedungen werden (Art. 98 Abs. 1 VVG). Im 

Ergebnis sind somit die beaufsichtigten VU für 

das Verhalten «ihrer» gebundenen VV verant-

wortlich. 

III. Allg. Verhaltenspflichten für VV 

Die folgenden aufsichtsrechtlichen Verhaltens-

pflichten gelten sowohl für gebundene wie auch 

für ungebundene VV: 

1. Aus- und Weiterbildung 

VV müssen über die für ihre Tätigkeit notwendi-

gen Fähigkeiten und Kenntnisse verfügen 

(Art. 43 Abs. 1 VAG). Für deren Aus- und Wei-

terbildung gelten branchenspezifische Mindest-

standards (Art. 43 Abs. 2 und 3 VAG). 

2. Nur Tätigkeitsein für bewilligte VU 

VV dürfen keine Tätigkeit zugunsten von VU 

ausüben, die nicht über die gesetzlich notwen-

dige Bewilligung verfügen (Art. 44 Abs. 1 lit. a 

VAG). 

3. Informationspflicht gegenüber VN 

VV haben gegenüber den VN eine gesetzliche 

Informationspflicht (z.B. über Name/Adresse, 

Art der Vermittlungstätigkeit, absolvierte Aus- 

und Weiterbildungen, haftbare Personen, Da-

tenschutzrecht) (Art. 45 Abs. 1 VAG). Diese In-

formationen müssen verständlich formuliert 

sein und können den VN in standardisierter 

Form auf Papier oder elektronisch zur Verfü-

gung gestellt werden (Art. 45 Abs. 2 VAG). Die 

VN müssen diese Informationen zur Kenntnis 

nehmen können, bevor sie den Versicherungs-

vertrag beantragen oder annehmen (Art. 45 

Abs. 3 VAG).  
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IV. Interessenkonfliktregeln für VV 

1. Problematik und Lösungsansätze 

Ungebundene VV sind z.B. den Interessen der 

VN verpflichtet (Art. 40 Abs. 2 VAG). Als Inte-

ressenwahrer der VN haben sie bei der Vermitt-

lung von Versicherungsverträgen Entscheidun-

gen zu treffen, mit denen sie sich potenziell in 

Konflikt zu eignen oder anderen ihnen zur Wah-

rung übertragenen Interessen begeben. Dieser 

Zustand wird als «Interessenkonflikt» bezeich-

net und beschreibt die «Lage des Dieners zweier 

Herren». Die Interessenkonfliktsituation schafft 

eine Gefährdung für die Interessen der VN und 

muss daher zu deren Schutz durch die Rechts-

ordnung adäquat adressiert werden. 

Beim Umgang von Interessenkonflikten hat sich 

ein dreistufiges Vorgehen etabliert: (1) In ei-

nem ersten Schritt geht es darum, durch Ver-

ankerung von Informationspflichten Interessen-

konflikte zu identifizieren (Identifizierung). (2) 

Sodann sind Interessenkonflikte bestmöglich zu 

vermeiden (Prävention). (3) Wenn Interessen-

konflikte unvermeidbar sind, sind sie angemes-

sen zu bewältigen (Management). Auch die 

neuen, im VAG eingefügten Interessenkonflikt-

regeln folgen diesem allgemeinen Schema. 

2. Informationspflicht 

Alle VV (d.h. gebundene und ungebundene VV) 

haben die VN u.a. darüber zu informieren, ob 

die Vermittlung gebunden oder ungebunden er-

folgt, und, falls sie gebunden erfolgt, über Name 

und Adresse der VU, in deren Auftrag sie tätig 

sind (Art. 45 Abs. 1 lit. b VAG). Dank dieser In-

formation kann der VN die Interessenlage des 

jeweiligen VV beurteilen und einen allfälligen In-

teressenkonflikt des VV erkennen (Identifizie-

rung von Interessenkonflikten). 

3. Vermeidung von Interessenkonflikten 

a) Kein gleichzeitiges Tätigsein 

Wegen der Interessenkonfliktproblematik ist es 

VV zum Schutz der Versicherten künftig unter-

sagt, gleichzeitig als gebundene und ungebun-

dene VV tätig zu sein (Art. 44 Abs. 1 lit. b VAG). 

b) Verbotene Näheverhältnisse 

Zudem sind zur Vermeidung von Interessen-

konflikten die folgenden Näheverhältnisse ge-

setzlich untersagt (Art. 45a Abs. 3 VAG i.V.m. 

Art. 182c AVO): 

a. wenn ungebundene VV: (1) mit einem VU 

Zusammenarbeitsvereinbarungen oder an-

dere Vereinbarungen eingegangen sind, die 

ihre Freiheit, auch für andere VU tätig zu 

werden, beeinträchtigen; oder (2) am Ge-

sellschaftskapital eines VU direkt oder indi-

rekt mit mehr als 10% beteiligt sind; 

b. wenn ungebundene VV bzw. die mit der Ver-

waltung und Geschäftsführung betrauten 

Personen sowie Personen, die an der unge-

bundenen VV direkt oder indirekt mit mehr 

als 10% beteiligt sind: (1) eine leitende 

Funktion in einem VU innehaben; oder (2) 

auf andere Weise auf den Geschäftsgang ei-

nes VU Einfluss nehmen können; 

c. wenn ein VU am Gesellschaftskapital einer 

ungebundenen VV direkt oder indirekt mit 

mehr als 10% beteiligt ist; oder 

d. wenn ein VU bzw. die mit der Verwaltung 

und Geschäftsführung betrauten Personen 

sowie Personen, die am VU direkt oder indi-

rekt mit mehr als 10% beteiligt sind: (1) bei 

ungebundenen VV eine leitende Funktion in-

nehaben; oder (2) auf andere Weise auf den 

Geschäftsgang von ungebundenen VV Ein-

fluss nehmen können. 

c) Organisatorische Massnahmen 

Neben den obengenannte Verboten haben alle 

VV (d.h. gebundene und ungebundene VV) an-

gemessene organisatorische Vorkehrungen zu 

treffen, um Interessenkonflikte, die bei der Ver-

mittlung von Versicherungsdienstleistungen 

entstehen können, zu vermeiden oder die Be-

nachteiligung der VN durch Interessenkonflikte 

auszuschliessen (Art. 45a Abs. 1 VAG). 

4. Offenlegung von Interessenkonflikten 

Kann eine Benachteiligung der VN nicht ausge-

schlossen werden, so ist ihnen dies vor Ab-

schluss des Versicherungsvertrags offenzulegen 

(Art. 45a Abs. 2 VAG). Für die Offenlegung von 

Interessenkonflikten durch VV gilt Art. 14c AVO 

sinngemäss (Art. 182c Abs. 2 AVO), d.h., die VN 

sind u.a. verständlich darüber aufzuklären, a) 

aus welchen Umständen sich der Interessen-

konflikt ergibt; b) welche Risiken für sie daraus 

entstehen können; und c) welche Vorkehrungen 

das VU zur Minderung der Risiken getroffen hat. 

Durch die Offenlegung erhält der VN die Mög-

lichkeit, zu entscheiden, ob er oder sie die Ge-

schäftsbeziehung unter diesen Umständen wei-

terführen oder abbrechen möchte. Eine Fortset-

zung der Geschäftsbeziehung darf als konklu-

dente Genehmigung der Risiken aus dem Inte-

ressenkonflikt gewertet werden. 

5. Regelungen betr. Entschädigungen 

von ungebundenen VV 

Die bei ungebundenen VV vorherrschende Ver-

gütungsart folgt dem sog. Courtagesystem: Die 

VV erhalten pro abgeschlossenen Versiche-

rungsvertrag vom VU eine Courtage (oder Pro-

vision), welche sodann in der (Brutto-)Versiche-

rungsprämie der VN eingerechnet wird. Mit ih-

ren Prämienzahlungen finanzieren die VN somit 

indirekt das Honorar der ungebundenen VV. 
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Diesem Courtagesystem ist ein Interessenkon-

flikt inhärent: Es besteht nämlich die Gefahr, 

dass der ungebundene VV aus finanziellem Ei-

geninteresse nicht im besten Interesse des VN 

entscheidet, sondern dasjenige Versicherungs-

produkt für den VN auswählt, bei dem er oder 

sie die höchste Entschädigung erhält. Dieses ist 

jedoch nicht zwingend das beste Produkt für 

den VN (Benachteiligungsgefahr für den VN). 

Art. 45b Abs. 1 VAG schreibt daher vor, ähnlich 

wie bei Vermögensverwaltern bei Retrozessio-

nen unter dem Finanzdienstleistungsgesetz 

(FIDLEG) (Art. 26 FIDLEG), dass ungebundene 

VV ihre VN über erhaltene Entschädigungen von 

VU oder sonstigen Dritten aufzuklären haben. 

Sie dürfen solche Entschädigungen nur anneh-

men, wenn sie: a) die VN ausdrücklich über die 

Entschädigung informiert haben (Informations-

pflicht) und diese ausdrücklich darauf verzich-

ten, dass ihnen die Entschädigung weitergege-

ben wird (Verzicht); oder b) die Entschädigung 

vollumfänglich an die VN weitergeben (Heraus-

gabe) (Art. 45b Abs. 2 VAG). 

Die Information an die VN muss Art und Umfang 

der Entschädigung enthalten und vor Erbrin-

gung der Dienstleistung oder vor Vertrags-

schluss erfolgen. Ist die Höhe des Betrags vor-

gängig nicht feststellbar, so sind die VN über die 

Berechnungsparameter und die Bandbreiten zu 

informieren. Auf Anfrage legen die VV die effek-

tiv erhaltenen Beträge offen (Art. 45b Abs. 3 

VAG). 

6. Sanktionierung bei Verstössen 

VV, welche die obengenannten Informations-

pflicht verletzen, können bei Vorsatz mit Busse 

bis zu CHF 100‘000 und bei Fahrlässigkeit mit 

Busse bis zu CHF 50‘000 bestraft werden 

(Art. 86 Abs. 1 lit. c VAG und Art. 86 Abs. 2 

VAG). 

V. Exkurs: VU unterstehen ähnlichen  

Interessenkonfliktregeln 

1. Interessenkonflikte bei VU 

Auch bei VU sind gefährliche Interessenkonflikte 

zum Nachteil von VN denkbar, z.B. wenn das 

VU: a) unter Verletzung von Treu und Glauben 

zulasten von VN für sich einen finanziellen Vor-

teil erzielen oder einen finanziellen Verlust ver-

meiden kann; oder b) am Ergebnis einer Versi-

cherungsdienstleistung ein Interesse hat, wel-

ches demjenigen der VN widerspricht (vgl. 

Art. 14b AVO). Daher sieht das revidierte VAG 

ähnliche Interessenkonfliktregeln für VU vor. 

2. Organisatorische Massnahmen 

VU haben angemessene organisatorische Vor-

kehrungen zu treffen, um Interessenkonflikte, 

die bei der Erbringung von Versicherungsdienst-

leistungen entstehen können, zu vermeiden 

oder die Benachteiligung der VN durch Interes-

senkonflikte auszuschliessen (Art. 14a Abs. 1 

VAG). 

3. Offenlegung von Interessenkonflikten 

Kann eine Benachteiligung der VN nicht ausge-

schlossen oder nur mit unverhältnismässigem 

Aufwand verhindert werden, so ist ihnen dies 

vor Abschluss des Versicherungsvertrags in an-

gemessener Weise offenzulegen (Art. 14a 

Abs. 2 VAG i.V.m. Art. 14c AVO). Das VU hat 

den VN dabei die Interessenkonflikte zu be-

schreiben, die bei der Erbringung der betroffe-

nen Versicherungsdienstleistung entstehen 

(Art. 14c AVO). 

Check-Liste 

 Analyse der Vermittlungstätigkeit: Klassifi-
zierung als gebundene VV, ungebundene VV 

oder eine Kombination? 

 ggf. Kündigung von Brokerverträgen bei 

gleichzeitigem Tätigsein als ungebun-
dene und gebundene VV 

 ggf. Registrierung als ungebundene VV 

 Einhaltung der Interessenkonfliktregeln  

 standardisierte Erfüllung der gesetzli-
chen Informationspflicht 

 Vermeidung von Interessenkonflikten 

 kein gleichzeitiges Tätigkeitsein als 
gebundene und ungebundene VV 

 keine Näheverhältnisse 

 organisatorische Massnahmen 

 Offenlegung von Interessenkonflikten 

 Regelung betr. Entschädigungen: Offen-

legung/Verzicht oder Herausgabe 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

Die darin enthaltenen Informationen und Kommentare stellen keine rechtliche Beratung dar. Rechtsentwicklungen können dazu 
führen, dass darin enthaltene Informationen nicht mehr aktuell sind. Die in diesen Medien erfolgten Ausführungen sollen deshalb 

nicht ohne spezifische rechtliche Beratung zum Anlass für Entscheide oder Handlungen genommen werden. 

RUOSS VÖGELE 
Rechtsanwälte 

Kreuzstrasse 54 

CH-8032 Zürich 
+41 44 250 43 00 

www.ruossvoegele.ch 

Damian A. Fischer 
PD. Dr. iur., Rechtsanwalt, LL.M. (Stanford) 
Partner / Privatdozent und Lehrbeauftragter für Privat- und 
Wirtschaftsrecht an der Universität Zürich 

fischer@ruossvoegele.ch 

scher@ruossvoegele.ch 


